
961 del" Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des Justizausschusses 

überd den Antrag der Abgeordneten Doktor 
Hauser und Genossen betreffend positive ge­
setzliche Maßnahmen zum Smutze des wer-

denden Lebens (85/ A) 
Die Abgeordneten Dr. Hauser, Dr.H a 1-

der,Dr. Marga Hub i ne k, Dr. Kar ase k, 
Dr. G asp er s eh i t z, DDr.K ö ni g und Ge­
nossen haben in der Sitzung des Nationalrates am 
19. Juni 1973 den obgenannten Initiativantrag 
auf Fassung einer Entschließung eingebracht. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Initiativ­
antrag in seiner Sitzung am 16. November 1973 
der Vorberatung unterzogen. An der Debatte be­
teiligten sich außer dem Berichterstatter die Ab-

Dr~ Schwimmer 
Berimterstatter 

geordneten B 1 e c h a, Dr; H a ti s e r, Dr. Eduard 
Mo s er, DDr. König und S k r i t e k.sowie 
der Ausschußobmann Abgeordneter Z e i 11 i n­
ger. Im Zuge der Beratung wurde die im An­
trag 85/ A enthaltene Entschließung auf Grund 
eines Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Dr. Hau s e r, S k r i t e kund Z ei 11 i n ger 
neu gefaßt. Die in dieser neuen Fassung einstim­
mig angenommene Entschließung ist dem Bericht 
beigedruckt. 

Der Justizausschuß stellt daher den An t rag, 
der Nationalrat wolle die be i g e d ru c k te 
E n t s chI i e ß u n g annehmen. 

Wien, am 16. November 1973 

Zeillinger 
Obmann 

'j. 
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Entschließung 

Angesichts der Tatsache, daß der Schwanger­
·schaftsabbrum weder eine gesellschaftlich wün­
schenswerte; noch eine medizinisch empfehlens­
werteMethode der Geburtenkontrolle oder der 
Familienplanung i~t, und 

angesichts. der Tatsache, daß der Schwanger­
schaftsabbruch von der' Strafgesetzgebung her 
allein nicht wirksam genug verhindert werden 
kann, " 

wird die Bundesregierung ersucht, insbesondere 
folgende. in ihren Koinpetenzbereich fallende 
Maßnahmen vorzubereiten uild durchzuführen: 

. '.' 

Verstärkte Aufklärung über Empfängnis­
verhütung, insbesondere durch Sexualerziehung 
in 'den Schulen; sachliChe Information in den 
Massenmedien, um allen Bevölkerungsschichten 
den Zugang zu den empfängnisverhütenden 
Mitteln zu ermöglichen, 

Ausbau, Propagierung und Förderung der 
Familienberatungsstellen, 

Erleichterung der Adoptionsmöglichkeiten, 
rasche Fertigstellung von Regierungsvorlagen 

betreffend Erhöhung der Geburtenbeihilfe und 
Erhöhung des Karenzurlaubsgeldes für ver­

heiratete und ledige Mütter. 

Weiters wird die Bundesregierung ersucht, auf 
die Länder und Gemeinden dahingehend einzu­
wirken, daß diese ebenfalls geeignete Maßnahmen 
irp. Rahmen ihres Kompetenzbereiches durchfüh-
ren, wie z. B.: . 

Neubau und Ausbau von Kindergärten, 
. Ausbau der vorhandenen Sch~angeren­
beratungsstellen zu Familienberatungsstellen, 

Schaffung von modernen Sozialhilfegesetzen, 
worin insbesondere Hilfsmaßnahmen für wer­
dende Mütter vorzusehen sind. 
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